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N ach drei Jahren covid-
19-pandemie werden 
mit beginn des kom-
menden monats  fast alle 
beschränkungen entfal-
len. für viele ist das ein 

anlass  innezuhalten. in einer Zeitschrift 
bekannten kürzlich 20 protagonisten des 
kampfes gegen das virus  ihre irrtümer. 
aber die auslaufenden maßnahmen rie-
fen auch die selbstgewissen auf den plan: 
corona-leugner und radikale gegner 
der corona-politik von bund und län-
dern  wollen, dass die „sachen“ auf den 
tisch kommen. Wahlweise ist von „auf-
arbeitung“, „aufklärung“ (nicht philoso-
phisch, sondern eher im sinn von ermitt-
lungen) oder von „abrechnung“ die 
rede. diese forderungen korrespondie-
ren mit weiteren formulierungen: man 
verlangt „entschuldigungen“ für wissen-
schaftliche und politische fehler und fal-
sche maßnahmen in der pandemie. 

dass selbstkritische stimmen in  den 
vergangenen Wochen lauter geworden 
sind, mag man kognitionspsychologisch 
auf das knew-it-all-along-phänomen 
zurückführen, also auf die zurückblicken-
de verzerrung der vorhersagbarkeit 
eines geschehens: Wenn es noch einmal 
gut gegangen ist, dann wirken vorsichts-
maßnahmen in der rückschau irrationa-
lerweise übertrieben, weil man vorseh-
barkeit ex post überschätzt. aber man 
kann den ball der selbstkritischen wie 
der selbstgewissen kritiker aufnehmen 
und weiterspielen. auf diese Weise 
gewinnt man spiegelbildlich perspekti-
ven, welche wissenstheoretischen, ethi-
schen und politiktheoretischen mindest-
standards beachtet werden müssen, um 
künftig in  krisen sachlich und sozial 
angemessen zu reagieren. um der „vor-
sicht“ willen lohnt sich der blick in den 
„rückspiegel“. 

„follow the science!“ war und ist ein 
Zuruf an die gesellschaft in der klima-
krise wie während der covid-19-pande-
mie. damit sollte nicht zum ausdruck 
gebracht werden, dass man den Wissen-
schaften gegenüber hörig sein, aber auf 
sie hören sollte. es geht eben nicht an, 
bei der beschäftigung mit  gesellschaftli-
chen großproblemlagen der  do-it-your-
self-generierung von „Wissen“ ohne 
kenntnis der entsprechenden empiri-
schen und methodischen grundlagen  
denselben status zuzugestehen wie eta -
blierten Wissenschaftsverfahren und -er-
gebnissen. 

aus gutem grund gestalten das 
grundgesetz die meinungsfreiheit (arti-
kel 5 absatz 1 satz 1 gg) und die Wis-
senschaftsfreiheit (artikel 5 absatz 3 
satz 1 gg) als unterschiedliche grund-
rechte aus, die verschiedenen grenzen 
unterliegen. einerseits  soll sowohl in 
demokratisch-politischen als auch in wis-
senschaftlichen diskursen garantiert 
werden, dass über  divergierende positio-
nen eine offene auseinandersetzung 
stattfinden kann. andererseits garantiert  
nicht schon meinungsfreiheit, sondern 
erst Wissenschaftsfreiheit  epistemische 
güte, indem sie den Qualitätsstandards 
des jeweiligen faches genügend in freier 
rede und gegenrede auf Wahrheit und 
rational begründbare erkenntnis zielt. 

dessen ungeachtet präsentierten sich 
während der pandemie auf verschiede-
nen gebieten wie virologie, epidemio -
logie, statistik, Ökonomik, recht oder 
ethik meinungsstarke „Wissenschaftler“, 
ohne auf  methodische und sachliche 
standards rücksicht zu nehmen. deren  
gefühlte marginalisierung bestätigte 
zudem ihre  annahme, im recht zu sein, 
um sich so argumentativ immunisieren 
und sogar epistemisch überhöhen zu kön-
nen: minderheit steht nicht für einen 
fatalen irrtum, sondern für das erkennen 
der Wahrheit. 

das auftreten solcher parawissen-
schaftler lässt sich auch damit erklären, 
dass komplexe problemlagen und schwie-
rige entscheidungen auch seitens der 
Wissenschaften nicht adäquat kommuni-
ziert wurden und mehr beteiligungsmög-
lichkeiten erwünscht waren. Was aber 
vordergründig als mut, sich des eigenen 
verstandes zu bedienen, und als  kritische 
infragestellung einer mehrheitsmeinung  
erscheinen mochte, erwies sich bei 
genauer betrachtung schnell als so ziem-
lich das gegenteil von aufklärung und 
Wissenschaft: das zwingende gebot, 
Quellen wie argumente transparent zu 
machen, wurde notorisch missachtet. 

umgekehrt dürfte die  covid-19-pan-
demie  wie kaum ein anderes historisches 
ereignis in der modernen Wissensgesell-
schaft verdeutlicht haben, wie wesentlich 
allgemein anerkannte Qualitätsstandards 
in den Wissenschaften für die bewälti-
gung von  krisen sind. denn wenn wir uns 
nicht (mehr) auf eine durch solche stan-
dards generierte und bei aller komplexi-
tät gemeinsame Wissensbasis einigen 
können, werden gesellschaftliche diskur-
se, auch der normativen art, extrem 
schwer zu gestalten sein. das ist in demo-
kratischer hinsicht offensichtlich keine 
kleinigkeit. denn wie würden wir uns in 
einer komplexen und pluralen gesell-
schaft verständigen und auch konstruktiv 
streiten können, wenn schon die bereit-
schaft fehlt, eine gemeinsame Wirklich-
keit anzuerkennen? es gibt ein recht auf 
meinungsäußerungen. es kann aber in 
demokratien kein recht auf eigene fak-
ten geben.

freilich sind auch fakten nicht einfach 
gegeben. ihre  erkenntnis erfolgt vor dem 
hintergrund bereits abgesicherter 
erkenntnis und auf basis komplexer 
methoden. gerade wenn ein sachverhalt 
von unterschiedlichen Wissenschaften 
mit unterschiedlichen fragestellungen, 
ansätzen, methoden und reichweitenbe-
stimmungen betrachtet wird, lassen sich 
diese fakten nicht immer einfach inte -

grieren. verbunden mit der ungewohnten 
aufmerksamkeit   während der pandemie,  
führte dies zu dysfunktionalitäten und 
vertrauensverlust. da gab es masterwis-
senschaften und -wissenschaftler, die 
sich von politik und medien einspannen 
und in deren logik funktionalisieren lie-
ßen. auch gab es organisationen, die 
sich als die sach- und sozialverwaltungs-
instanzen von Wissenschaft inszenierten 
und das wissenschaftsinterne ringen um 
richtige analyse und angemessene hand-
lungsstrategien dominieren wollten. 

aber die auf den ersten blick wahr-
nehmbare unübersichtlichkeit erzeugt 
keine, die aus jeder meinung eine wissen-
schaftliche aussage machte oder  wissen-
schaftliche aussagen zu meinungen (im 
juristischen sinne) degradierte. vielmehr 
ergibt sich die komplexität aus der legiti-
men unterschiedlichkeit disziplinärer 
perspektiven und anderer methodischer 
voraussetzungen. virologen, pneumolo-
gen und epidemiologen konnten aus-
breitung und eindämmungsverfahren 
unterschiedlich analysieren und prognos-
tizieren. daraus ergab sich jedoch nicht, 
dass es keine gemeinsame faktengrund-
lage gab, angefangen mit  dem virus als 
solchem über   dessen übertragbarkeit  bis 
zu seinen Wirkungen auf den menschli-
chen organismus. 

in sehr kurzer Zeit wurden große 
erfolge erzielt, etwa die bereitstellung 
neuentwickelter impfstoffe. mangelhaft 
sind  nach wie vor, und zwar nicht erst in 
der pandemie und nicht allein von den 
Wissenschaftlern zu verantworten,  das 
verständnis dessen und die verständi-
gung darüber,  wie Wissenschaften 
methodisch arbeiten und als Wissen-
schaftssystem funktionieren. dazu zäh-
len  erstens eine suche nach „Wahrheit“ 
(in den empirischen Wissenschaften über 
die formulierung von hypothesen und 
ihre sachlichen prüfungen), die zweitens 
stets nur vorläufigkeit von erkenntnissen 
verspricht, und drittens ein verständnis 
dafür, dass es  Qualitätsstandards und 
-kontrollen im system der Wissenschaf-
ten gibt, beispielsweise über peer-re-
view-verfahren. im ergebnis ist die 
autorität einer wissenschaftlichen aus-
sage keine der person und auch keine des 
systems: sie ist eine der methode, die 
ihrerseits systemischen Qualitätssiche-
rungsstandards unterliegt.  von diesem 
verständnis von Wissenschaft hängt 
unmittelbar ab, wie wissenschaftliche 
und wissenschaftsbasierte politische 
lageeinschätzungen und handlungs-
empfehlungen einzuordnen sind. 

schließlich zählen zu solch wissen-
schaftsbasierter entscheidungsverant-
wortung auch die einsicht und ehrlich-
keit, dass handeln ebenso wie unterlas-
sungen in so komplexen situationen und 
mit so gravierenden folgen unter episte-
mischer unsicherheit, aber auch sozia-
lem und sachlichem risiko stattfinden. 
hinterher ist man immer schlauer. es ist 
weder nach hinten blickend ehrlich wie 
nach vorne schauend sozial förderlich, 
wenn man sich und anderen mit dem 
heutigen Wissen die frage stellt: Waren 
unsere damaligen entscheidungen bei-
spielsweise über ausgangssperren, 
schulschließungen oder maskenpflichten 
verhältnismäßig? diese frage ist für 
einen selbst wie andere unredlich und so 
in der aufarbeitung der pandemie eine 
sachliche wie sozial gefährliche falle, 
denn man konnte nur mit dem damaligen 
Wissen und unter damaligen umständen 
entscheiden und handeln. 

angemessen ist es vielmehr, rückbli-
ckend selbstkritisch zu fragen: Würde ich 
mit dem damaligen Wissen unter gegebe-
ner unsicherheit und mit damals kalku-
lierbarem risiko wieder so handeln? 
oder ist auch unter den genannten 
bedingungen etwas falsch gelaufen? die 
überlangen schulschließungen  waren 
sicher wissenschaftlich wie politisch eine 
maßnahme, die man auch mit dem Wis-
sen von damals weit früher hätte been-
den können, ja müssen.

andererseits ist es legitim und wichtig, 
nach vorne schauend die frage zu stellen: 
Was müssen wir angesichts des heutigen 
Wissens ändern, falls wir wieder in eine 
vergleichbare situation hineingerieten? 
auch dieser epistemisch korrekte wie 
kommunikativ ehrliche umgang mit 
unsicherheit und risiko zeichnet wissen-
schaftliches ethos und wissenschaftsba-
sierte entscheidungsfindung aus. diese 
komplexität hätte gerade von den exper-
ten und organisationen, die in der pan-
demie für Wissenschaft standen, stärker 
kommuniziert werden müssen. 

„follow the science!“ ist also kein 
befehl, sich blind einem vermeintlichen 
autoritären system von Wissenschaft 
oder gar bestimmten personen unterzu-
ordnen. richtig verstanden trägt  dieser 
imperativ  den eben aufgelisteten charak-
teristika von Wissenschaft immer schon 
rechnung und fordert zu kritischem den-
ken auf. ihm zu folgen, heißt nicht, ihn 
blind zu befolgen.  insofern gilt mit einem 
blick in die Zukunft: Wir sollten beson-
ders junge menschen an schulen und 
hochschulen so ausbilden, dass sie mit 
methodenvielfalt kritisch und konstruk-
tiv umgehen können.

die zurückliegenden drei Jahre der 
pandemie haben uns nicht nur auf die 
notwendigkeit einer wissenschaftlichen 
fundierung von empirischen Zusammen-
hängen aufmerksam gemacht. Zugleich 
wurden fragen der solidarität in das 
Zentrum der gesellschaftlichen diskus-
sion gerückt. ethik und damit das syste-
matische nachdenken darüber, „Wer bin 
ich?“, „Was verantworte ich anderen 
gegenüber?“, gar „Was bin ich ihnen 
schuldig?“ und „Wer sind wir als gesell-
schaft?“ hatten hochkonjunktur, sei es in 
familien, im kolleg- und freundeskreis 
oder in allgemeinen Zusammenhängen.   

mit egoismus verwechselt oder mit 
einem fundamentalskeptizismus einem 
plumpen normativen individualismus das 
Wort redet, wie wir es teilweise während 
der pandemie beobachten konnten. in 
vielen fällen wird sich der durch das fun-
damentale liberale prinzip geforderte 
nachweis durchaus erbringen lassen, 
dass freiheitseinschränkungen notwen-
dig sind: trivialerweise bei kapitalverbre-
chen, aber auch bei vielen maßnahmen 
zur pandemiebekämpfung oder zur ein-
dämmung des klimawandels. 

eine fundamentale ablehnung jedwe-
der einschränkung individueller freiheit 
führt in die irre und sollte uns in bester 
liberaler und demokratischer tradition 
nicht recht sein; besteht doch die gefahr, 
dass ein so verstandener vulgärliberalis-
mus zu anarchie in form einer tyrannei 
der starken oder der lauten führt. Wer 
einschränkungen individueller freiheit 
zur eindämmung  des klimawandels per 
se als „Zumutung“ verdammt, der spricht 
sich für eine tyrannei der jetzt lebenden 
gegenüber zukünftigen generationen 
aus, die sich nicht wehren können. Wem 
in der pandemie unter berufung auf libe-
rale ideen selbst das Wattestäbchen in 
der nase als unzumutbarer eingriff in die 
körperliche unversehrtheit erschien, der 
redet libertär, aber sicherlich nicht im 
sinne des  liberalismus. libertäre sind 
nach einem bonmot „wie hauskatzen. 
sie sind überzeugt von ihrer wilden 
unabhängigkeit, aber komplett abhängig 
von einem system, das sie weder wert-
schätzen noch verstehen.“

S ieht man sich hingegen in 
liberaler tradition, steht 
hinter freiheit immer 
zugleich ein normativer 
anspruch: Wir wollen das 
schützen, was schützenswert 

ist, für das es sich politisch zu kämpfen 
lohnt. schon für John locke als einem 
der gründerväter liberalen denkens gilt: 
„freiheit ist kein freibrief“ und damit 
keine  lizenz zur verantwortungslosig-
keit. Wer die negativen externen effekte 
der eigenen handlungen einfach igno-
riert, wer sich weigert, verantwortung für 
sie zu übernehmen und seinen eigenen 
beitrag zum gemeinwohl zu leisten, aber 
zugleich darauf baut, seinerseits von den 
segnungen des gemeinwohls zu profitie-
ren, agiert nicht frei, sondern schlicht 
egoistisch. aus diesem Zusammenhang 
ziehen manche, wie schon hegel oder der 
zeitgenössische sozialphilosoph axel 
honneth, die konsequenz, dass freiheit, 
genauer freiheitsermöglichungen, nur 
gemeinsam realisierbar und entspre-
chend zu schützen und zu fördern sind.

egoismus ist weder freiheit noch 
eigenverantwortung. für den reflektier-
ten liberalen heißt „eigenverantwor-
tung“, dass, wer den nutzen hat, auch den 
schaden tragen muss (Walter eucken), 
und dem gemeinwohl dient. neben der 
entlastung der gemeinschaft von für-
sorgeaufwendungen hat eigenverant-
wortliches handeln  vor allem den effekt, 
dass menschen mit ihrem eigenen Wohl-
stand zugleich Wohlfahrt für andere stif-
ten, das heißt die gemeinschaft nicht nur 
entlasten, sondern ihr auch etwas geben. 

die grenze zwischen eigenverantwor-
tung und verantwortung wird in einer 
liberalen demokratie idealerweise in 
einem kontinuierlichen, moralphiloso-
phisch informierten gesellschaftlichen 
diskurs aller freien und gleichen gezo-
gen. ergebnisse werden im Zuge dessen 
jeweils im rahmen eines demokratischen 
prozesses kodifiziert. ein gemeinwesen 
kann diese frage nicht allein den einzel-
nen überlassen, denn schließlich geht es 
um die grundordnung, die wir uns als 
gemeinschaft geben und im rahmen 
derer freiheit überhaupt nur zu denken 
ist. 

ohne diese ordnung wäre der einzel-
ne in der gemeinschaft, in der sein han-
deln notwendigerweise stattfindet, orien-
tierungs- und schutzlos. entsprechend 
müssen die einzelnen gemäß ihren 
jeweiligen voraussetzungen befähigt 
werden, an dieser ordnung gestaltend 
teilzunehmen und sie immer neu zu stüt-
zen. idealerweise etabliert diese ord-
nung solidarisches handeln in freiheit 
sowie freiheit, die darum weiß, dass sie 
nur mit und für andere und zudem in 
gerechten institutionen kultivierbar ist. 
nur auf den ersten blick klingt es para-
dox, dass eine solche ordnung freiheits-
ermöglichende freiheitseinschränkun-
gen etabliert. 

„Was kann ich wissen? Was soll ich 
tun? Was darf ich hoffen?“ sind fragen  
immanuel kants, die in der finalen frage: 
„Was ist der mensch?“ gebündelt werden. 
hoffen sollten wir in der Zukunft im 
Wesentlichen auf drei dinge: auf metho-
disch fundierte formen der hervorbrin-
gung von Wissen, die revisionsoffen sind 
und ihre vorläufigkeit stets mitdenken, 
auf einen rationalen, vernünftigen und 
wissenschaftlich informierten gesell-
schaftlichen diskurs und auf ein substan-
zielles, nicht floskelhaftes freiheitsver-
ständnis.  kritisch geradeaus für künftige 
probleme wäre richtig quer.
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das gemeinschaftliche wie gesellschaftli-
che ringen um ethische fragen dürfte 
während der covid-19-pandemie einen 
noch maßgeblicheren stellenwert in der 
gesellschaft gehabt haben als faktenfra-
gen, denn sie provozierten eine vielzahl 
von normativen spannungsfeldern – und 
das nicht ohne konflikte, ganz im gegen-
teil. 

ethik ist keine naturwissenschaft. sie 
ist auch nicht gefühlssache. als normati-
ve disziplin versucht sie, die fragen „Was 
soll ich tun?“, aber auch: „Was trägt zu 
einem guten leben bei?“ zu beantwor-
ten, ohne dass die formulierten morali-
schen normen, prinzipien und kriterien 
einfach mit jenen des rechts oder der 
religionen zusammenfielen. ethik fragt, 
ob und wie sich unsere überlegten ant-
worten auf die frage des (moralisch) 
richtigen handelns begründen lassen, 
welche geteilten standards in der unter-
schiedlichkeit von lebensentwürfen 
tragfähig  oder  revisionsbedürftig sind, ob 
sie sich in ein kohärentes system bringen 
lassen und ob sich dieses system auch auf 
andere fragen anwenden lässt. 

K lassische beispiele sind 
die ethik immanuel 
kants, die uns darauf 
verpflichtet, nur nach 
derjenigen maxime zu 
handeln, durch die wir 

zugleich wollen können, dass sie ein all-
gemeines gesetz werde, oder der konse-
quentialismus, der die richtigkeit einer 
handlung daran bemisst, ob sie das 
Wohlergehen aller optimiert, die von ihr 
betroffen sind. ergänzt werden reine 
prinzipienethiken heute vielfach durch 
die tugendethik, die nach dem guten 
leben fragt.  heutzutage sieht sich zum 
beispiel  der befähigungs- oder fähigkei-
ten-ansatz (capability approach) martha 
nussbaums und amartya sens in der tra-
dition des aristoteles, wenn er die befä-
higung, ein gutes leben zu führen, unter 
berücksichtigung der vielfalt von 
lebensformen untersucht und dabei nach 
den gesellschaftlichen bedingungen der 
möglichkeit ganz unterschiedlicher 
lebensformen fragt.

ethik, die konkret werden will, denkt 
ihre analytischen, normativen und orien-
tierenden reflexionen mit den Wissens-
beständen anderer natur- wie kultur- 
und sozialwissenschaften zusammen. sie 
reflektiert dabei kritisch darauf, wie frei-
heitsgestaltung, gemeinschaftsbildun-
gen und externe effekte von handlun-

gen, entscheidungen und lebensformen 
Wirkungen zeitigen, aber auch verant-
wortet werden können. 

eine ethisch informierte gesell-
schaftsgestaltung wird daher zum einen 
die autoritär, wut„bürgerlich“ oder egois-
tisch verkürzten freiheitsbilder kritisie-
ren. sie wird aber  den finger erheben, 
wenn politisch als (zu) selbstverständlich 
unterstellt wird, dass zivilgesellschaftli-
che ressourcen verbraucht werden, ohne 
dass man sich um ihr nachwachsen küm-
mert. eine solche trittbrettfahrer-menta-
lität lässt sich aktuell feststellen im 
umgang jener  generation, die derzeit 
entscheidungen trifft, mit den lebens-
möglichkeiten der folgegenerationen. 
umgekehrt kann soziologisch informier-
te ethik die  mit politischer absicht into-
nierte spaltungsrhetorik entmythologi-
sieren. statt verfallsnarrative zu bedie-
nen, kann sie dazu aufrufen, vorhandene 
spielräume zu nutzen.

in diesem sinne informiert ethik nicht 
nur über die verantwortung von indivi-
duellen wie von kollektiven akteuren, 
sondern sie interessiert sich ebenso für 
die ausgestaltung von (gerechten) ord-
nungen und für normative ideen und 
kategorien. eine solche kategorie, die in 
der pandemie versuchen einer normati-
ven entleerung und vulgären umdeutun-
gen ausgesetzt war, ist „freiheit“. 
gemeint ist das Wort: (begriffs)Wörter 
(oder, in der terminologie gottlob fre-
ges, „prädikate“) können zu floskeln 
werden, dann nämlich, wenn sie als paro-
len eingesetzt werden, die die analyse 
des bezeichneten begriffs und das argu-
ment ersetzen. begriffe hingegen können 
keine floskeln sein. auch der begriff der 
freiheit nicht. 

pandemien,  aber auch andere krisen 
machen  sichtbar, dass akteure für andere 
unbeabsichtigt zur gefahr werden kön-
nen und dass sich dieses problem nur 
durch kollektives handeln bewältigen 
lässt. nicht nur haben erstens handlun-
gen „negative externe effekte“ auf ande-
re, für die der akteur nicht rechnung 
trägt. ein „akteur“ kann hier sowohl ein 
einzelner mensch sein als auch eine 
organisation: spieltheoretisch betrachtet 
stehen beide als individuelle, ihren eige-
nen nutzen maximierende akteure dem 
kollektiven akteur „staat“ gegenüber, 
der für den größten nutzen für das 
gemeinwesen steht. 

in der pandemie kann jeder mensch zu 
einem massiven ausbreitungsfaktor wer-
den. beim klimawandel addiert sich der 

individuelle co2-fußabdruck von men-
schen und organisationen zu einer glo-
balen emission. im ukrainekrieg 
schwächte jeder wehrfähige ukrainer, 
der sich der einberufung entzog,  und 
jeder individuelle akteur, der keinen 
unterstützenden beitrag leistete, die aus-
sicht der ukraine, sich selbst und die libe-
rale demokratie insgesamt gegen den 
aggressor zu verteidigen. 

Zweitens gibt es ein trittbrettfahrer-
problem: von einer lösung profitieren 
auch jene, die keine kosten übernehmen. 
drittens sind zur bewältigung der krisen 
wissenschaftliche expertise und koordi-
niertes handeln schon deshalb unabding-
bar, weil der einzelne gar nicht absehen 
kann, wie sich sein handeln global aus-
wirken würde. es geht nicht ohne staatli-
chen eingriff, sei es in das handeln ein-
zelner menschen oder von  organisatio-
nen. die handlungsoptionen des kollek-
tiven akteurs (des staates) reichen dabei 
von einzelmaßnahmen bis hin zum set-
zen eines langfristigen ordnungspoliti-
schen rahmens (gesetzgebung).

damit lässt sich in krisen der vom 
„fundamentalen liberalen prinzip“ gefor-
derte beweis dafür erbringen, dass indivi-
duelle freiheit einzuschränken ist. dieses  
prinzip besagt, dass die beweislast stets 
diejenigen tragen, die individuelle frei-
heit einschränken wollen. die kernthese 
des liberalismus ist, dass freiheit der 
grundlegende politische Wert ist und 
dass die legitimität eines staates not-
wendig voraussetzt, dass dieser in seinen 
handlungen beziehungsweise  durch sei-
ne institutionen das recht auf freiheit 
seiner bürgerinnen und bürger respek-
tiert. 

konsens in der liberalen demokratie 
ist mit isaiah berlin, dass nicht „von 
außen“ bestimmt werden darf, was ein 
individuum frei macht, um so beschrän-
kungen aufzuerlegen, schlimmstenfalls 
um den preis, dass das individuum in der 
gemeinschaft praktisch verschwindet. 
keine staats- oder andere macht darf 
unter berufung darauf, es besser zu wis-
sen als das beschränkte individuum, was 
schützens- oder erstrebenswert sei, einen 
paternalismus oder autoritarismus 
begründen. das wäre eine tyrannei der 
moralisten. genau das soll die von berlin 
so genannte „negative freiheit“ als frei-
heit von äußeren einschränkungen 
gewährleisten. 

das beschriebene liberale grundprin-
zip ist wesentlich. man liegt aber falsch, 
wenn man auf dieser grundlage freiheit 
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für das Wissenschaftssystem, aber auch für das Zusammenspiel 
von Wissenschaft, gesellschaft und politik hält die 
corona-pandemie viele lehren bereit. eine erste bilanz
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